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1074 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVII. GP 

 

Bericht 
des Unterrichtsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1042 der Beilagen): Bundesgrundsatzgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Grundsätze betreffend die fachlichen Anstellungserfordernisse für 
Kindergärtnerinnen und Erzieher geändert wird  

Mit den im gegenständlichen Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen sollen in erster Linie die 
Weiterentwicklungen der letzten Jahre im Bereich der Elementarpädagogik nachvollzogen werden. Das 
betrifft ua. die Umbenennung der Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik in Bildungsanstalten für 
Elementarpädagogik. Zudem soll der Begriff für die Berufsgruppe einheitlich festgelegt werden. Auch 
sollen die Möglichkeiten zur Ausbildung erweitert werden: Die bisherigen Ausbildungsabschlüsse für 
Elementarpädagoginnen und Elementarpädagogen sowie für Inklusive Elementarpädagoginnen und 
Inklusive Elementarpädagogen sollen um einen neuen Abschluss an der Pädagogische Hochschule 
ergänzt werden. 
 
Der Unterrichtsausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
5. Oktober 2021 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer der Berichterstatterin 
Abgeordneten Mag. Sibylle Hamann die Abgeordneten Katharina Kucharowits, 
Mag. Martina Künsberg Sarre, Claudia Plakolm, Hermann Brückl, MA sowie der Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung Dr. Heinz Faßmann. 
 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
beschlossen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Unterrichtsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (1042 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2021 10 05 

 Mag. Sibylle Hamann Mag. Dr. Rudolf Taschner 
 Berichterstatter/in Obmann 
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